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Abklärung Besuchsberechtigung und Überwachung des begleiteten Besuchsrechts
Sachverhalt

Mutter und Tochter befinden sich im Frauenhaus. Der Eheschutzrichter ordnete ein begleitetes Besuchsrecht für den Vater von einem Tag pro Monat an. Damit dieses Besuchsrecht ohne Probleme ausgeübt werden sollte, wurde das zuständige Sozialamt beauftragt eine Beistandschaft gem. Art. 308 ZGB Abs. 2 anzuordnen. Im selben Auftrag wurde das Sozialamt auch gebeten zu einer definitiven, späteren Besuchsrechtsgestaltung einen Bericht mit Antrag an das Gericht einzureichen. Nun war vorgesehen diese Aufgabe ebenfalls dem Beistand zu erteilen und nicht der im selben Haus angegliederten Abteilung Sozialabklärung / Sozialberichte.

Der Beistand befürchtet eine Interessenkollision. Er hat die Eltern auf einer mediativen Ebene zu beraten bzw. zu unterstützen, damit das Besuchsrecht im Interesse der Mädchens geordnet verläuft. Durch die Doppelrolle als " Gutachter und Antragssteller " an das Gericht verlässt er die nötige Neutralität. Aufgrund des Doppelmandates ist zukünftig mit einer erschwerten Zusammenarbeit eines Elternteiles - wenn überhaupt - zu rechnen. 

Erwägungen

Rein rechtlich steht der "Kumulierung" des Auftrags Begleitung und Antragstellung für die künftige Gestaltung nichts im Wege. Aus sozialarbeiterischer Sicht ist zu prüfen, ob sich die beiden Rollen ausschliessen oder "behindern" oder gerade ergänzen. 

Für eine Kombination der beiden Aufträge spricht die "Einheit" der Betreuung. Der Sozialarbeiter, der mit der Begleitung beauftragt ist, kennt die beiden Eltern und die Kinder, wenn es ihm gelingt, mediatorisch-beraterisch die Eltern für eine Kooperation und für möglichst viel Eigenverantwortung als Eltern zu gewinnen, hat er auch die besten Aussichten, mit ihnen gemeinsam einen Lösungsvorschlag für die Zukunft zu erarbeiten und dem Gericht zu unterbreiten. Wenn es ihm gelingt, ein Vertrauensverhältnis herzustellen, werden ihn die Eltern auch als "Gutachter" akzeptieren, ja wünschen, dass er dem Gericht entsprechende Vorschläge unterbreitet.

Je grösser das Konfliktpotenzial zwischen den Eltern ist und je weniger es gelingt, im Rahmen der Besuchsrechtsbegleitung, die aktuellen und potenziellen Konflikte zu entschärfen und je eher ein Elternteil ihn als parteiisch, d.h. als "Vertreter" des anderen empfindet, umso weniger wird er in der "Gutachterrolle" akzeptiert werden.

Die Aufteilung der beiden Rollen auf zwei verschiedene Personen hat auch ihre Tücken: die beiden können nich nur gegeneinander ausgespielt werden, sondern der "Gutachter" muss wieder völlig von vorne beginnen mit der Informationssammlung und mit dem Vertrauensaufbau. Denn wenn er auf die Akten des Besuchsrechtsbeistands zurückgreift, was rechtlich problemlos möglich ist, wenn er einen entsprechenden Auftrag hat, ist wohl das Vertrauensverhältnis zum Besuchsrechtsbeistand stärker gefährdet, als wenn dieser beide Funktionen wahrnimmt und damit gegenüber den Klienten transparent umgeht mit der Doppelrolle.

Fazit:

Es gibt in solchen Fällen nicht nur eine richtige Lösung; es muss im Einzelfall pro und contra abgewogen werden.

Luzern, 6.12.03 Christoph Häfeli
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